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Das Jahr 1985 war in der Entwicklungspolitik der Gemeinschaft ein Jahr der
Konsolidierung, aber auch der Ernüchterung und deutlicher werdender natio-
naler Kritik an der politischen Ausrichtung und der Effizienz der Gemein-
schaftshilfe1. In den Mitgliedstaaten wurde ohne allzu große Eile die Ratifizie-
rung des am 8. Dezember 1984 unterzeichneten 3. Lome-Abkommens zwi-
schen der Gemeinschaft und 66 Entwicklungsländern aus dem afrikanischen,
karibischen und pazifischen Raum vorbereitet2. Die Kommission konzentrierte
ihre Nord-Süd-Aktivitäten 1985 neben der Abwicklung der im Vorjahr be-
schlossenen Sonderprogramme zur Hungerbekämpfung in Afrika3 vor allem
auf die Programmierung der Finanzhilfe des neuen Abkommens, um einen rei-
bungslosen Übergang von Lome II zu Lome III zu gewährleisten4. Daneben
behandelten die mit entwicklungspolitischen Fragen befaßten EG-Organe vor-
rangig die Auswirkungen des EG-Beitritts Spaniens und Portugals auf die
Maghreb- und Maschrik-Staaten5.

Neue Akzentsetzungen in der EG-Entwicklungspolitik oder wesentliche
Veränderungen in der Aufgabenverteilung zwischen Gemeinschaft und Mit-
gliedstaaten in der Kooperationspolitik, die 1985 durchaus möglich schienen,
wurden nicht realisiert. Die EG-Staaten machten in den Verhandlungen der
zwischen September 1985 und Januar 1986 tagenden Regierungskonferenz zur
Reform der Gemeinschaft deutlich, daß bei ihnen an entwicklungspolitischen
Kompetenzverschiebungen derzeit kein Interesse besteht6. Zwei entsprechen-
de Vorschläge der Niederlande und Dänemarks7 blieben bei dieser Konferenz
ebenso ohne Reaktionen, wie die Vorstellungen des Europäischen Parlaments
in dessen Vertragsentwurf zur Gründung einer Europäischen Union vom 14.
Februar 19848. Dort war nach Ablauf einer Übergangszeit von zehn Jahren ei-
ne ausschließliche Zuständigkeit der europäischen Ebene für die Entwicklungs-
politik vorgesehen worden9. Selbst die pragmatischen Reformvorschläge des
Memorandums der EG-Kommission zur gemeinschaftlichen Nord-Süd-Koope-
ration vom 4. Oktober 1982 (,Pisani-Memorandum') wurden nur in Ansätzen
realisiert10. Zwar wurde die dort vorgeschlagene Konzentration der Hilfelei-
stungen im ländlichen Bereich weitgehend bei der Programmierung der Mittel
von Lome III berücksichtigt, doch wurde weder — wie von der Kommission an-
geregt — das neue Lome-Abkommen auf unbegrenzte Zeit abgeschlossen,
noch wurde der Gemeinschaftsanteil an den Entwicklungshilfeleistungen der
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Mitgliedstaaten erheblich ausgeweitet. Die vorgeschlagene Verdoppelung der
über die EG vergebenen Mittel bleibt Utopie.

Herausragende Ereignisse 1985
— Am 28. Februar lief das 2. Lome-Abkommen offiziell aus. Zur Überbrük-

kung des Zeitraums bis zum Inkrafttreten von Lome III im Mai 1986 legte
der Botschafterausschuß AKP-EWG nach Bevollmächtigung durch den
EG-Ministerrat entsprechende Übergangsmaßnahmen fest11.

— Die Organe AKP-EWG zogen zum Zeitpunkt des Übergangs von Lome II
zu Lome III eine Bilanz über zehn Jahre Lome-Kooperation. Trotz deutli-
cher Kritik an den ausgebliebenen Entwicklungseffekten, vor allem in den
Bereichen Handel und Industrialisierung, dominierte allgemein die Bereit-
schaft zur Fortsetzung der Zusammenarbeit. Die neu eingesetzte Paritäti-
sche Versammlung, welche die Beratende Versammlung und den Paritäti-
schen Ausschuß ablöst und in der Parlamentarier aus dem Europäischen
Parlament und — soweit vorhanden — aus den Parlamenten der AKP-Staa-
ten zusammenwirken, befaßte sich bei ihrer Jahrestagung vom 23.-27. Sep-
tember in Inverness/Schottland u.a. mit Lome III, der Situation im Südli-
chen Afrika, der Frage der Menschenrechte und der Rolle der Frau im Ent-
wicklungsprozeß12. Der AKP-EWG Ministerrat stellte bei seiner Jahresta-
gung vom 20./21. Juni in Luxemburg die Inhalte des neuen Abkommens,
das Zuckerproblem, die Auswirkungen des EG-Beitritts Spaniens und Por-
tugals für die Zusammenarbeit sowie das Südliche Afrika in den Mittelpunkt
seiner Beratungen13.

— Vom 16. bis zum 20. Juni fand in Brasilia die 7. Interparlamentarische Kon-
ferenz EG-Lateinamerika statt14. Diese Konferenzen, an der Parlamenta-
rier des Europäischen Parlaments und aus Lateinamerika teilnehmen, fin-
den in zweijährigem Zeitabstand abwechselnd in Westeuropa und Latein-
amerika statt. Hauptthemen in Brasilia waren die Kooperationsmöglichkei-
ten zwischen der EG und Lateinamerika, das Verschuldungsproblem, De-
mokratisierung und Menschenrechte sowie die Gründung des Instituts für
die Beziehungen Europa-Lateinamerika (IRELA) in Madrid15.

— Bei der zweiten Ministerkonferenz EG-Mittelamerika am 11. und 12. No-
vember in Luxemburg unterzeichneten die Vertreter der Europäischen Ge-
meinschaft und der fünf Länder des Mittelamerikanischen Gemeinsamen
Marktes Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras und Nicaragua so-
wie Panamas ein Abkommen über die Zusammenarbeit in Handel, Wirt-
schaft und Entwicklung16. Der Vertrag enthält die Zusage, die EG-Finanz-
hilfe für diese Region innerhalb der zunächst fünfjährigen Laufzeit „wesent-
lich" zu erhöhen. Konkrete Zahlen werden jedoch nicht genannt. Umstrit-
ten war innerhalb der EG-Staaten die Frage, ob die Beachtung der Men-
schenrechte in den Partnerländern Voraussetzung für eine Finanzhilfe der
EG sein sollte17.

230 Jahrbuch der Europäischen Integration 1985



Entwicklungspolitik

Zehn Jahre Zusammenarbeit AKP-EG

Das erste Lome-Abkommen wurde 1975 zwischen 46 AKP- und den damals
neun EG-Staaten geschlossen. Die Bilanz der nunmehr zehnjährigen Koopera-
tion AKP—EG ist vielschichtig und führte zu unterschiedlichen Bewertun-
gen18. Auf der einen Seite kann darauf verwiesen werden, daß sich die Zahl der
an der Kooperation beteiligten Staaten von 1975 insgesamt 55 auf derzeit 78 er-
höht hat. Gleichzeitig stiegen die von der Gemeinschaft für alle AKP-Staaten
aufgewendeten Finanzmittel von etwa 1,5 Mrd. DM pro Jahr bei Lome I auf
rund 3,8 Mrd. DM pro Jahr bei Lome III. Derartige Zahlenvergleiche sagen je-
doch kaum etwas über die Qualität der Zusammenarbeit aus.

Von AKP-Vertretern und von wissenschaftlicher Seite werden die Ergebnis-
se der Lome-Kooperation im Vergleich zu den Ausgangserwartungen von 1975
eher skeptisch bewertet. Bei der Unterzeichnung von Lome III führte der am-
tierende Präsident des AKP-Ministerrats Rabbie L. Namaliu hierzu aus: „Lo-
me ist zum Symbol internationaler Kooperation geworden . . . Es ist praktisch
der einzige Leuchtturm in einem unsicheren Meer. Doch ist Lome zugleich
auch das Grab vieler enttäuschter Hoffnungen . . ."19. Weder konnte der abso-
lute Anteil der AKP-Staaten am EG-Handel zwischen 1975 und 1985 gesteigert
werden — die EG-Importe aus dem AKP-Raum sanken im Gegenteil von 1973
bis 1983 von 19 auf 16 Prozent aller Importe aus den Entwicklungsländern20 —
noch ist eine spürbare Industrialisierung der AKP-Staaten festzustellen. Damit
sind zwei Ziele der Lome-Kooperation bisher nicht erreicht worden.

In anderen Bereichen traten im Vergleich zu 1975 ebenfalls Verschlechterun-
gen ein: Viele der Lome-Staaten können heute anders als vor zehn Jahren ihre
Nahrungsmittelselbstversorgung nicht mehr sicherstellen. Die Verschuldung ist
höher als je zuvor. Keinem der AKP-Staaten gelang während der Laufzeit von
Lome I und II der Sprung vom Entwicklungs- zum Schwellenland21. Kritik wur-
de auch am Lome-Instrumentarium geübt: Die Mittel des STABEX-Fonds zur
Stabilisierung der Exporterlöse bestimmter Rohstoffe erwiesen sich in den bei-
den aufeinanderfolgenden Jahren 1980 und 1981 als unzureichend. In wissen-
schaftlichen Untersuchungen wurde zudem deutlich, daß von STABEX auf-
grund von Zahlungsverzögerungen und der Beschränkung auf bestimmte Pro-
duktgruppen kaum stabilisierende Wirkungen ausgehen22. STABEX-Mittel
kommen in fast keinem Fall direkt den privaten Erzeugern zugute23. Besonders
kritisiert wurde auch die geringe Konzessionsbereitschaft der EG in der Han-
delspolitik und in der finanziellen Zusammenarbeit sowie bei der Handhabung
des Zuckerprotokolls24. Die nunmehr abgeschlossene Süderweiterung der Ge-
meinschaft wird wegen der vorrangig zu befriedigenden Ansprüche Griechen-
lands, Spaniens und Portugals auch in Zukunft kaum größere Zugeständnisse
der EG-Staaten gegenüber den Lome-Partnern zulassen.

Die Bilanz der nunmehr zehnjährigen Partnerschaft AKP-EG wäre jedoch
unvollständig, wenn nicht auch auf verschiedene ermutigende Aspekte hinge-
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wiesen würde. So ist trotz deutlicher Tendenzen einiger EG-Regierungen zur
Bevorzugung der bilateralen Hilfegewährung gegenüber der multilateralen die
reale Werterhaltung des Europäischen Entwicklungsfonds von Lome I bis Lo-
me III gelungen. Die institutionellen Organe AKP-EG haben sich trotz erhebli-
cher Spannungen — etwa bei der Behandlung des Zuckerproblems, der Men-
schenrechte oder des Südlichen Afrikas — als geeignete Foren zur Problemlö-
sung erwiesen25. Durch die Lome-Kooperation wurde die AKP-Gruppe als re-
gionaler Entwicklungsländerzusammenschluß gegründet und hat heute einen
beachtlichen Grad an inhaltlicher und organisatorischer Kohäsion erreicht26.
Noch heute stellt die Gründungsvereinbarung von Georgetown vom Juni 1975
— neben der Suva-Erklärung von 1977 — den zentralen Bezugspunkt der Ko-
operation zwischen den AKP-Staaten dar27. In den zehn Jahren der Zusam-
menarbeit bildete sich zwischen den afrikanischen, karibischen und pazifischen
Lome-Staaten ein Gruppengefühl heraus, das zu verstärkter Süd-Süd-Koopera-
tion zwischen den beteiligten Staaten führte und auch in internationalen Konfe-
renzen, etwa im UN-Rahmen, deutliche Auswirkungen zeigt.

Trotz der im Vergleich zu den sicherlich allzu hohen Ausgangserwartungen
von 1975 teilweise enttäuschenden Resultate wird es auch in Zukunft zur
AKP—EG Zusammenarbeit kaum eine realistische Alternative geben.

Weltweite Entwicklungskooperation
Die entwicklungspolitischen Aktivitäten der Gemeinschaft außerhalb des Lo-
me-Rahmens konzentrierten sich 1985 auf die Auswirkungen der Süderweite-
rung auf die Mittelmeerpolitik28, die erste Tagung auf Ministerebene zwischen
der EG und dem Kooperationsrat der Golfstaaten am 1. Oktober29 und auf das
am 12. November in Luxemburg unterzeichnete Abkommen der Gemeinschaft
mit sechs mittelamerikanischen Staaten30. Neue Elemente der weltweiten Ent-
wicklungskooperation wurden insofern erkennbar, als von den Gemeinschafts-
institutionen ein Vorschlag ausgearbeitet wurde, unter bestimmten Vorausset-
zungen allen am wenigsten entwickelten Staaten den Zugang zu einem dem
STABEX-System vergleichbaren Exporterlös-Fonds zu ermöglichen31. Von
der UNCTAD werden die Realisierungsmöglichkeiten dieses Vorschlags der-
zeit geprüft. Von Kommission, Parlament und Rat wurde in der zweiten Jah-
reshälfte 1985 verstärkt die Möglichkeit geprüft, inwiefern die Gemeinschaft —
trotz der in diesem Bereich fehlenden Kompetenzen — einen eigenständigen
Beitrag zur Lösung des Verschuldungsproblems der Entwicklungsländer leisten
könnte32.

Für 1985 standen für die Zusammenarbeit mit den nichtassoziierten Entwick-
lungsländern 142 Mio. ECU für Zahlungen und 285 Mio. ECU für Verpflich-
tungen zur Verfügung, von denen — wie bereits in den vergangenen Jahren —
75 Prozent für Asien, 20 Prozent für Lateinamerika und 5 Prozent für die noch
nicht dem Lome- oder den Mittelmeerabkommen beigetretenen Länder Afri-
kas bestimmt waren33. Will die Gemeinschaft den durch den EG-Beitritt Spa-
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niens und Portugals und den Abschluß des Mittelamerika-Abkommens in La-
teinamerika geweckten hohen Erwartungen auch nur ansatzweise gerecht wer-
den, so sind Mittelausweitungen zugunsten dieser Region unausweichlich. Der
Wirtschafts- und Sozialausschuß der EG warnte im Oktober 1985 eindringlich
davor, in Lateinamerika allzu große Hoffnungen auf Finanzhilfen der EG auf-
kommen zu lassen. Langfristig müsse mit dieser Region eher eine Politik der
gleichberechtigten Partnerschaft als der Entwicklungshilfe angestrebt wer-
den34.

Die Zusammenarbeit mit den Nichtregierungsorganisationen (NRO)
Weitgehend unbemerkt von der breiten Öffentlichkeit hat die EG seit 1976 ein
Programm der Entwicklungszusamenarbeit mit den Nichtregierungsorganisa-
tionen (NRO) eingerichtet, das trotz seiner vergleichsweise geringen Finanz-
ausstattung von Fachleuten wegen seiner Wirksamkeit und Basisnähe als ent-
wicklungspolitisch besonders sinnvoll eingestuft wird35. Hierbei werden von
der Gemeinschaft Entwicklungsvorhaben von NRO in der Dritten Welt partiell
bezuschußt. Seit 1978 werden auch Maßnahmen der NRO im Bereich der
entwicklungspolitischen Öffentlichkeitsarbeit in Europa finanziell gefördert.

Das Europäische Parlament hatte sich von Anfang an nachhaltig für diese
Art von Kooperation mit den NRO eingesetzt und mit seinen Haushaltsrechten
kontinuierliche Mittelausweitungen in diesem Bereich vorgenommen36. Waren
1976 für die Zusammenarbeit mit den NRO versuchsweise 2,5 Mio. ECU in
den EG-Haushalt eingesetzt worden, so wurden 1985 bereits 315 Entwicklungs-
vorhaben von NRO in der Dritten Welt mit 38,6 Mio. ECU bezuschußt37. Seit
1976 wurden für insgesamt 1913 Projekte Zuschüsse in Höhe von 174,2 Mio.
ECU gewährt. Die Vorhaben wurden von 280 NRO in 113 Entwicklungslän-
dern durchgeführt, wobei der Beitrag der EG zu den Gesamtkosten durch-
schnittlich nur 40 Prozent betrug38.

Daneben wirken die NRO auch bei der Vergabe der EG-Nahrungsmittelhilfe
und der Soforthilfe in Katastrophenfällen mit. Allein 1985 wurden von ihnen
Waren im Werte von rund 58,3 Mio. ECU verteilt, zu denen zusätzlich für die
Abwicklung des ,Plans von Dublin' zugunsten der von der Hungerkatastrophe
am stärksten betroffenen Länder noch einmal Nahrungsmittel im Werte von 46
Mio. ECU hinzukamen39. Zur demokratischen Willensbildung und Interessen-
vertretung wurde ein Verbindungsausschuß der NRO geschaffen, der die Akti-
vitäten der beteiligten Organisationen in enger Kooperation mit der Kommis-
sion und dem Europäischen Parlament koordiniert und auf die vorrangigen
Ziele ausrichtet.

Ausblick
Am 1. Mai 1986 trat das dritte Lome-Abkommen, das nach wie vor das Kern-
stück der EG-Entwicklungspolitik darstellt, nach der Ratifizierung durch alle
EG-Staaten und zwei Drittel der 66 AKP-Staaten in Kraft. Bei den Vorberei-
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tungen zur Ratifikation wurde das Bemühen einzelner Mitgliedstaaten deut-
lich, stärker als bisher auf die Kriterien der Mittelgewährung Einfluß zu neh-
men. Zudem wird von den AKP-Partnern eine größere Aufgeschlossenheit ge-
genüber den Zielen der Gemeinschaft in internationalen Gremien erwartet.
„Die politische Wirkung des (Lome-)Abkommens ist gleich Null", beklagte
sich der Staatssekretär im deutschen Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, Volkmar Köhler, im August 1985 öffentlich vor Journalisten40.
Die Kommission wurde von britischer und deutscher Seite bedrängt, die Hilfe-
vergabe — etwa an Äthiopien — in Zukunft von der Erfüllung bestimmter poli-
tischer Auflagen abhängig zu machen41. Mit der Erfüllung dieser Forderung
würde ein wesentliches Prinzip der bisherigen EG-Entwicklungspolitik — die
Nichteinmischung in innere staatliche Angelegenheiten — aufgegeben.

Bei den intensiven Reformberatungen des Jahres 1985 über die Zukunft der
EG wurde deutlich, daß sich in den kommenden Jahren an der entwicklungspo-
litischen Aufgabenverteilung zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten
kaum etwas ändern wird. Jedoch wurde dem Europäischen Parlament in der im
Februar 1986 unterzeichneten ,Einheitlichen Europäischen Akte' zur Reform
der EG-Verträge das Recht zugestanden, daß künftig Assoziierungsabkommen
vom Typ Lome nur mit seiner Zustimmung zustande kommen42. Dadurch
könnte es den direkt gewählten Europa-Abgeordneten im Hinblick auf Lome
IV — falls es ein solches Abkommen geben wird — möglich werden, ihren auch
heute schon nicht unerheblichen Einfluß auf die EG-Entwicklungspolitik wei-
ter auszubauen.
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